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Drucksache 662 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 3. Juli 1954 

4 — 24009 — 1224/54 III 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die Verlängerung 
der Vereinbarung vom 14. Juli 1952 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft über die 
Fürsorge für Hilfsbedürftige 

nebst Begründung und Abschrift des Textes der Vereinbarung mit der 
Bitte, die Beschlußfassung des Bundestages herbeizuführen. 

Federführend sind der Bundesminister des Innern und das Auswärtige 
Amt. 

Der Bundesrat hat gegen die Gesetzes Vorlage in seiner 125. Sitzung 
am 2. Juli 1954 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes keine 
Einwendungen erhoben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Drude Bonner Universitäts-Budidrud^erei Gebr. Scheur, Bonn 
illeinvertrleb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20. 



Entwurf eines Gesetzes 


Über die Verlängerung der Vereinbarung vom 14, Juli 1952 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft über die Fürsorge für Hilfsbedürftige 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
besdilossen; 

Artikel 1 

Der in Zürich am 15. Dezember 1953 Unter- 
zeichneten Vereinbarung zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft über die Verlängerung der 
Vereinbarung vom 14. Juli 1952 (Bundas- 
gesetzbl. II 1953 S. 32) über die Fürsorge für 
Hilfsbedürftige wird zugestimmt. 

Artikel 2 

Die Vereinbarung wird nachstehend mit 
Gesetzeskraft veröffentlicht. Der Tag, an dem 


die Vereinbarung gemäß ihrem Artikel 2 in 
Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt- 
zugeben. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Lande Berlin, 
wenn das Land Berlin die Anwendung dieses 
Gesetzes feststellt. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 


Vereinbarung 


zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft über die Verlängerung der Vereinbarung 
vom 14. Juli 1952 über die Fürsorge für Hilfsbedürftige 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerische Bundesrat 

haben folgendes vereinbart: 


Artikel 1 

Die am 14. Juli 1952 in Bonn Unterzeich- 
nete Vereinbarung zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Schweizerischen Eid- 
genossenschaft über die Fürsorge für Hilfs- 
bedürftige wird über den 31. März 1954 hin- 
aus verlängert. Sie kann von jedem Vertrag- 
schließenden Teil mit dreimonatiger Frist zum 
31. März eines jeden Jahres gekündigt werden. 

Artikel 2 

Diese Vereinbarung soll ratiflzjert werden. 


Die Ratifikationsurkunden sollen sobald als 
möglich in Bonn ausgetauscht werden. 

Die Vereinbarung tritt mit dem Austausch 
der Ratifikationsurkunden in Kraft und gilt 
vom 1. April 1954 an. 

Geschehen in doppelter Urschrift 
in Zürich am 15. Dezember 1953. 


Für die Regierung 
der Bundesrepublik 
Deutschland 

gez. Dr. Friedridi Buch 


Für den 
Schweizerischen 
Bundesrat 

gez. Rothmund 
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Begründung 


Die Vereinbarung zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Schweizerischen Eid- 
genossenschaft über die Fürsorge für Hilfs- 
bedürftige vom 14. Juli 1952 (im folgenden: 
Fürsorgevereinbarung), der die Zustimmung 
durch das Gesetz vom 17. März 1953 (BGBl. II 
1953 S. 31) erteilt worden ist, war bis zum 
31. März 1954 befristet. Die Vereinbarung 
vom 15. Dezember 1953 (im folgenden: Ver” 
längerungsvereinbarung) sieht nunmehr ihre 
unbefristete Verlängerung vor und räumt bei- 
den Vertragsteilen das Recht zur Kündigung 
mit Vierteljahresfrist zum 31. Marz eines 
jeden Jahres ein. 

Die Zahl der von den schweizerischen Armen- 
behörden laufend unterstützten hilfsbedürfti- 
gen Deutschen betrug am 1. März 1954 
2052 Parteien. Die Zahl der in Deutschland 
unterstützten schweizerischen Staatsangehöri- 
gen ist wesentlich kleiner. Sie dürfte zwischen 
200 und 300 liegen. Die Aufwendungen der 
schweizerischen Armenbehörden für die von 
ihnen unterstützten Hilfsbedürftigen erreichten 
in der Zeit vom 1. Juli 1952 bis zum 31. De- 
zember 1953 eine Höhe von rd. 4 433 000 DM. 
Die Erstattung erfolgte etwa zur Hälfte aus 
den Mitteln der deutschen Interessenvertre- 
tung in der Schweiz und den dem Schluß- 

protokoll zur Fürsorgevereinbarung vom Bund 
zur Verfügung gestellten Mitteln einerseits 
und aus Mitteln der Landesfürsorgeverbände 
andererseits unbeschadet der Verrechnung der 


Aufwendungen der Landesfürsorgeverbände 
im Rahmen der Kriegsfolgenhilfe. 

Da 50,45 v. H. der in der Schweiz unter- 
stützten deutschen Hilfsbedürftigen das 71. Le- 
bensjahr überschritten haben, 62,15 v. H. 
66 Jahre und älter sind und da die jüngeren 
Menschen, wenn sie längere Zeit in der 
Schweiz als Arbeitnehmer tätig gewesen sind, 
Sozialversicherungsansprüche erworben haben, 
kann erwartet werden, daß die Belastung der 
kantonalen Armenbehörden und damit die Er- 
stattungsverpflichtung des Bundes sich in ab- 
sehbarer Zeit wesentlich vermindern. 

Die Verlängerung des Abkommens schließt die 
Verlängerung der Kostenbeteiligung des Bun- 
des ein. Der Haushaltsplan des Bundes- 
liiiienrnliiisteriums sieht für den Bundesanteil 
an den Kostenersatzbeträgen 1,650 Mill. DM 
unter Kap. 0602 Tit. 664 vor. 

Das Sdilußprotokoll zur Fürsorgevereinbarung 
vom 14. Juli 1952 erwähnt unter Ziffer 3 die 
Erstreckung der Vereinbarung auf Berlin 
(West). Der Senat von Berlin hat durch das 
Zweite Gesetz über die Anwendung von Bun- 
desgesetzen über internationale Abkommen der 
Bundesrepublik Deutschland vom 26. Mai 
1953 (Gesetz- und Verordnungsbl. 1953 
S. 333) die Anwendbarkeit des Abkommens 
auch für Berlin anerkannt. Artikel 3 des Ge- 
setzentwurfs gibt die Möglichkeit der weiteren 
Anwendung der Fürsorgevereinbarung im 
Lande Berlin. 
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